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Stand der Umsetzung der Sprachenstrategie
Unterricht der Fremdsprachen in der Volksschule

SH

ZH

ZG

BS

LU

BE

TI

VD

FR

NE

GE

GR

SO

BL AG
AR

AI

SZ

OW

SG

VS

JU

TG

NW
GL

UR

AG: Vorverlegung des Französischen vom 6. (Harmos 8)
auf das 5. Schuljahr (Harmos 7) geplant.

SH: Vom kantonalen Parlament überwiesenes
Postulat: Veränderung des Harmos-Konkordats (nur
noch eine Fremdsprache ab Primarstufe). Die EDK
hat dem Antrag nicht Folge geleistet.

TG: Motionsauftrag des kantonalen Parlaments
an die Regierung zur Streichung des Französischen
im Lehrplan der Primarstufe per
Schuljahr 2017/2018.

LU: Volksinitiative «Eine Fremdsprache in der Primar-
schule» eingereicht (Veränderung des Gesetzes
über die Volksschulbildung).

GR: Volksinitiative «Nur eine Fremdsprache in
der Primarschule» eingereicht. Rechtsgutachten
stellt Verfassungswidrigkeit fest. Der Grosse Rat
ist im April 2015 dem Antrag der Regierung
gefolgt und hat die Initiative für ungültig erklärt.

Modell 3/5

Bestehende Abweichungen (AI, UR)
und geplante Abweichungen (TG)

AI

QUELLE: BUNDESRAT NZZ-INFOGRAFIK / cke.

Vergütungen 2014
Inklusive variabler Anteile, in Franken
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* Für 2013 wurden aufgrund einer Übergangsregelung nur
40 Prozent der Leistungskomponente ausbezahlt.
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Kantone ziehen positive Bilanz zu Harmos
Trotz offenen Fragen im Fremdsprachenunterricht kein Anlass für eine Intervention des Bundes

Die Erziehungsdirektoren der
Kantone sind zufrieden mit der
Harmonisierung der Volksschule.
Positiv ist der Befund auch
zum Sprachenunterricht.

Michael Schoenenberger, Bern

Die Harmonisierung der Volksschule ist
in der föderalistischen Schweiz nicht
nur eine emotionale, sondern auch eine
recht komplexe Sache. Oftmals wird in
den gleichen Topf geworfen, was es zu
trennen gälte. In dieser Angelegenheit,
die ja bei einem Scheitern das Eingrei-
fen des Bundes notwendig machte, ist
namentlich zwischen dem Verfassungs-
auftrag, dem Harmos-Konkordat (das
über den Verfassungsauftrag hinaus-
geht) und den Instrumenten der Har-
monisierung – wie zum Beispiel dem
Lehrplan 21 – zu unterscheiden.

Am Mittwoch hat die EDK, die
Konferenz der kantonalen Erziehungs-
direktoren, eine Bilanz zur Harmonisie-
rung gezogen. «Wir bilanzieren die Eck-
werte der Bundesverfassung, nicht die
Umsetzung des Harmos-Konkordats»,
stellte EDK-Präsident Christoph Ey-
mann vor den Medien in Bern zunächst
klar. Diese Bilanz fällt gut aus. Laut
EDK sind die rechtlichen Grundlagen,
die Voraussetzungen für die Harmoni-
sierung, erfüllt. Mit dem bisher Erreich-
ten zeigt man sich sehr zufrieden. «Die
Volksschule war noch nie so umfassend
harmonisiert wie heute», betonte Ey-
mann. Ein Bericht zeigt, dass auch jene
Kantone, die dem am 1. August 2009 in
Kraft getretenen Harmos-Konkordat
nicht beigetretenen sind – 11 sind es an
der Zahl –, sich an der verfassungs-
mässigen Harmonisierung beteiligen.

Weit bei den Strukturen
Der Auftrag der Bundesverfassung ist
klar: Schuleintrittsalter, Schulpflicht,
Dauer und Ziele der Bildungsstufen so-
wie die Übergänge von einer Bildungs-
stufe zur nächsten sind zu harmonisie-
ren. EDK-Generalsekretär Hans Am-
bühl hob hervor, dass die Aufgaben für
den Strukturteil erfüllt sind. Die Schul-
pflicht beträgt elf Jahre, die Primarstufe
dauert inklusive Kindergarten oder Ein-

gangsstufe acht Jahre, für die Einschu-
lung gilt in 20 Kantonen der gleiche
Stichtag. Ab dem Schuljahr 2015/16 wird
die Sekundarstufe I in allen Kantonen
der Deutsch- und der Westschweiz drei
Jahre dauern. 2006 kannte nur Basel-
Stadt ein zweijähriges Kindergarten-
obligatorium. Ab 2016 werden ein sol-
ches 17 Kantone kennen. In fast allen
anderen Kantonen haben die Eltern ein
Anrecht darauf, dass die Kinder ein
zweijährigesAngebot besuchen können.

Zur Harmonisierung der Ziele hät-
ten die Kantone die notwendigen In-
strumente geschaffen, doch sei es ein
langfristiger Prozess, sagte Eymann.
Insbesondere hat die EDK 2011 natio-
nale Bildungsziele für vier Fachberei-
che verabschiedet. Diese sind in die
sprachregionalen Lehrpläne eingeflos-
sen. Während für alle Kantone eine
verfassungsmässige Pflicht zur Harmo-
nisierung besteht, sind sie in der Umset-
zung frei. So können sie beispielsweise
ihre Bildungsziele auf die nationalen
Vorgaben abstimmen, ohne den Lehr-
plan 21 einzuführen.

Beim Sprachenunterricht sei die Si-
tuation so koordiniert wie nie zuvor.
Das Modell 3/5 ist ab Schuljahr 2015/16
in 23 Kantonen umgesetzt (vgl. Karte).
Es bleibe aber noch einiges zu tun, sagt
die EDK mit Blick auf Opposition in
einzelnen Kantonen. Abweichungen
könnten aus heutiger Sicht nicht aus-
geschlossen werden.

Keine Intervention notwendig
Aus kantonaler Sicht sind keine Bun-
desvorschriften gestützt auf die sub-
sidiäre Bundeszuständigkeit erforder-
lich, auch nicht wegen der Sprachen-
frage. Die jurassische Bildungsminis-
terin Elisabeth Baume-Schneider (sp.)
sagte jedoch, sollte das Modell 3/5 in
weiteren Kantonen bröckeln, unterstüt-
ze die Romandie eine Bundeslösung. –
Trotz Vorbehalten an der Basis stellt
sich der Dachverband der Lehrer hinter
die Sprachenstrategie der EDKmit zwei
Fremdsprachen in der Primarschule. Es
brauche aber zusätzliche Mittel.

Meinung & Debatte, Seite 19

Meyer bleibt Spitzenreiter
Bericht zu den Kaderlöhnen in der Bundesverwaltung

(sda) V SBB-Chef Andreas Meyer bleibt
Bezüger des grössten Gehalts unter den
Chefs der nicht börsenkotierten Bun-
desunternehmen, der Finanzaufsichts-
behörde Finma und der Radio- und
Fernsehgesellschaft. Das geht aus dem
am Mittwoch publizierten Kaderlohn-
Bericht des Bundesrats hervor. Meyer
bezog im vergangenen Jahr 1,072Millio-
nen Franken – rund 14 Prozent mehr als
2013 (vgl. Grafik). Der Anstieg gründet
in variablen Leistungskomponenten,
Erfolgsanteilen und Bonifikationen, die
wegen des verbesserten Konzernergeb-
nisses (373 statt 135 Millionen) um über
die Hälfte gestiegen sind. Der fixe
Lohnanteil des SBB-Chefs blieb mit
580 000 Franken konstant.

Platz 2 belegt wiederum Urs Breit-
meier, Geschäftsführer des Rüstungs-
und Technologiekonzerns Ruag. Auch
er kassierte 2014 mit 874 400 Franken
eine grössere Summe als im Jahr zu-
vor (845 651 Franken). Der Technolo-
gie- und Rüstungskonzern, so schreibt
die Landesregierung, habe 2014 die in
ihn gesetzten Erwartungen vollständig
erfüllt. Auf dem dritten Rang figuriert
die Konzernleiterin der Post, Susanne
Ruoff. Mit 824 585 Franken fiel ihr
Honorar um 7,5 Prozent höher aus als
2013. Ihr Grundlohn stieg im Jahresver-
gleich um 40 000 Franken auf 570 000
Franken. Im Jahresvergleich höher war
auch der Lohn von Suva-Chef Ulrich
Fricker. Er bezog mit 631 544 Franken
rund 5000 Franken mehr. SRG-Ge-
neraldirektor Roger de Weck hat mit

560 411 Franken rund 69 000 Franken
mehr ausbezahlt erhalten. Der Ver-
gleich mit dem Vorjahr ist hier wenig
aussagekräftig, da für 2013 wegen einer
Übergangsregelung nur 40 Prozent der
Leistungskomponente ausbezahlt wur-
den. Seit 2014 wird die ganze Leistungs-
komponente im April für das Vorjahr
ausgerichtet. – Weniger verdient wurde
einzig an der Spitze der Finanzmarkt-
behörde. Der Ende März 2014 abge-
tretene Patrick Raaflaub und sein Nach-
folger Mark Branson erhielten zusam-
men 509 414 Franken. Raaflaub hatte
2013 542 800 Franken kassiert.

Warenmuster
als Lockvogel
Brief an 400 000 Postkunden

Mehr als die Hälfte der Brief-
kästen in der Schweiz sind
mit Stopp-Werbung-Klebern
versehen. Mit der gezielten
Verteilung von Warenmustern
will die Post dies nun ändern.

Erich Aschwanden

Auf diese kleinen Geschenke darf sich
der Kunde in den nächsten Monaten
freuen: eine Tube Zahnpasta, eine Ge-
würzmischung sowie Warenmuster ei-
nes bekannten Süsswarenherstellers.
Das verspricht die Post in einem per-
sönlich adressierten Brief, der mit dem
Lockvogel-Spruch «Jetzt gratis von at-
traktiven Warenmustern profitieren!»
eingeleitet wird. Wie Post-Sprecher Oli-
ver Flüeler auf Anfrage erklärt, wurden
für die Aktion rund 400 000 Haushalte
in den Regionen Bern, Lausanne und
Luzern angeschrieben.

Doch «bequem und in aller Ruhe zu
Hause testen» kann nur, wer seinen
Briefkasten nicht mit einem «Bitte kei-
ne Werbung»-Vermerk versehen hat.
Man soll deshalb dieses Schild entfer-
nen oder überkleben. Dafür liegt dem
Brief praktischerweise gleich ein Auf-
kleber mit der Botschaft «Werbung
OK!» bei. Die Post will mit dieser
Aktion die Zahl der der Stopp-Rekla-
me-Aufkleber und -Schilder reduzieren,
die mittlerweile auf 51 Prozent der
Schweizer Briefkästen prangen. Ausser-
dem soll in den nächsten sechs Monaten
getestet werden, ob sich der Versand
der Warenmuster für die Auftraggeber
lohnt. Die Wirtschaft sei daran interes-
siert, dass ihre Werbung in möglichst
vielen Briefkästen lande, so Flüeler.

Der Brief an 400 000 Haushalte,
deren Adressen die Post bei einem
Händler gekauft hat, ist nur eine der
Massnahmen einer Strategie, mit der
die Werbeskeptiker zum Umdenken
bewogen werden sollen. Wie die NZZ
vor kurzem berichtete, fordert die Post
ihre Briefträgerinnen und Briefträger
auf, die Kunden in ihrem Zustellgebiet
auf die Aufkleber anzusprechen. Dabei
sollen den Kunden «die Vorteile un-
adressierter Werbesendungen» aufge-
zeigt werden, wie es im Magazin für die
Postangestellten heisst.
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ZURÜCKHALTUNG BEIM BUND

msc. V Beim Bund hob man am Mitt-
woch die «grossen Leistungen der Kan-
tone» in Sachen Harmonisierung der
Volksschule hervor. Laut David Vitali,
der im Bundesamt für Kultur die Sek-
tion Kultur und Gesellschaft leitet, sind
die Errungenschaften auch beim Spra-
chenunterricht gross. Er verstehe den
Bilanzbericht der EDK als starken Ap-
pell an die Kantone, namentlich an den
Kanton Thurgau, die Sprachenstrategie
der EDK umzusetzen beziehungsweise
weiterzuführen. «Die Kantone müssen
jetzt Zeit und Gelegenheit haben, auf
diesen Appell zu reagieren», sagt Vitali.
Eine Intervention ist im Moment also
nicht zu erwarten. – Auf Stufe Bund ist
die Bildungskommission des National-
rats aktiv, die zwei Kommissionsinitiati-
ven ausgearbeitet hat. Eine davon ist
eingereicht. Beide wollen, auf verschie-
denem Wege, den Unterricht einer
zweiten Landessprache in der Primar-
schule im Bundesgesetz verankern.

Schlechte Sicht auf die Verwahrungspraxis
Die Zahl der Verwahrungen nimmt zugunsten von Massnahmen ab

Gefährliche Täter mit einer
psychischen Störung werden
therapiert statt verwahrt. Nicht
nur das, sondern auch die
hohe Rückfallquote stört SVP-
Nationalrätin Natalie Rickli.

Jü. V Wie hat sich die Verwahrung in
der Praxis seit 2007 entwickelt? Das hat
die Zürcher SVP-Nationalrätin Natalie
Rickli aufgrund eines Berichts der
«NZZ am Sonntag» den Bundesrat ge-
fragt. Knapp zwei Jahre später liegt ein
Bericht vor, den der Bundesrat amMitt-
woch vorgestellt hat: Demnach waren
Ende Dezember 2013 in der Schweiz
144 Straftäter in mehrheitlich geschlos-
senen Strafanstalten verwahrt. Im Ver-
gleich dazu waren es Ende Dezember
2006 229 Straftäter, allerdings nach
altem Recht. Die Zahl der Verwahrten
hat absolut gesehen abgenommen.

2004 haben 56,2 Prozent der Stim-
menden die Verwahrungsinitiative an-
genommen. Obwohl das Volk wieder-
holt nach einer Verschärfung der
Rechtspraxis ruft, scheint es auf den ers-
ten Blick, dass das Gegenteil eingetre-
ten ist. Doch so einfach, wie es scheint,
ist es nicht, und das hat verschiedene
Gründe. Zum einen, das beleuchtet der
25-seitige Bericht, hat sich die Rechts-
lage geändert. 2007 trat ein neues Sank-
tionensystem in Kraft. Die zwei bisheri-
gen Formen der Verwahrung – die Ver-
wahrung von Gewohnheitsverbrechern

und von Tätern mit einer psychischen
Störung – wurden durch eine einzige
Form der Verwahrung abgelöst. Nach
altem Recht konnten gefährliche Täter
mit einer psychischen Störung verwahrt
werden, unabhängig davon, ob sie the-
rapierbar waren oder nicht. Nach neu-
em Recht darf ein gefährlicher Täter
mit einer psychischen Störung hingegen
nur verwahrt werden, wenn eine Thera-
pie keinen Erfolg verspricht. Zum ande-
ren kann die lebenslange Verwahrung

nur dann ausgesprochen werden, wenn
der Täter «dauerhaft nicht therapier-
bar» ist. Nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichts ist darunter ein «mit der
Persönlichkeit des Täters verbundener,
nicht veränderbarer Zustand» im Sinne
einer «definitiven Therapieresistenz auf
Lebenszeiten» gemeint.

Ab 2007 wurden alle Verwahrungen
nach altemRecht neu beurteilt. ImRah-
men dieser Überprüfung wurden insge-
samt 19 Personen aus der Verwahrung
entlassen; 5 davon wurden wegen einer
neuerlichen Straftat verurteilt. Nach

neuem Recht wurden seit 2007 25 Per-
sonen verwahrt. Von diesen Tätern ist
bisher noch niemand entlassen worden.

Alle anderen gefährlichen verurteil-
ten Täter müssten folglich therapiert
werden. Am 1. September 2014 waren
insgesamt 904 Personen von einer thera-
peutischen Massnahme betroffen, die
sich am Stichtag in völlig unterschied-
lichenEinrichtungen befanden. 224 Per-
sonen waren in psychiatrischen Klini-
ken placiert, 183 davon in forensischen
Abteilungen einer psychiatrischen Kli-
nik. Welche dieser Personen jedoch als
gefährliche Täter gelten, beantwortet
der Bericht nicht – sie fliessen in die sta-
tistische Masse ein.

In den Jahren 2007 bis 2013 sind ins-
gesamt 100 Personen aus einer Mass-
nahme bedingt entlassen worden. Bei 18
Personen wurde die Massnahme aufge-
hoben. Von insgesamt 118 Entlassenen
kam es bei 27 Personen zu einer neuer-
lichen Verurteilung. Dies entspricht ei-
ner Rückfallquote von 24 Prozent. «Zu
viel», findet Postulantin Natalie Rickli.

Die Fragen von Natalie Rickli zu den
Vollzugslockerungen der therapierten
Täter beantwortet der Bericht mangels
statistischer Daten nicht. Die meisten
Kantone machten «keine detaillierten
empirischen Angaben zu Vollzugslo-
ckerungen», heisst es. Da diese Öffnun-
gen nicht zentral erfasst würden, sei der
Aufwand für die Kantone zur Erhebung
zu gross. Insgesamt, so bedauert Natalie
Rickli, «ist die Datenlage in den Kan-
tone nicht ausreichend».
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Nathalie Rickli
Nationalrätin (svp., Zürich)
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GASTKOMMENTAR

Europapolitik – «mehr Öl in den Motor» reicht nicht aus
Im Winter 2013 erhielt der Bundesrat die Zustimmung zu einem Verhandlungsmandat gegenüber der EU auf Basis des EuGH-Modells.

Die EU-Kommission aber kann kein Modell akzeptieren, das die Rechtsverbindlichkeit der Urteile des EuGH nicht garantiert. Von Carl Baudenbacher

Am 24. Juni 2015 erklärte der Bundesrat, alle offe-
nen EU-Dossiers verbinden und einen neuen
Chefunterhändler ernennen zu wollen. Es sei an
der Zeit, «mehr Öl in den Motor zu giessen». Ent-
scheidend sind diese Punkte freilich nicht. Wichti-
ger wäre, die Inhalte zu überdenken. Um im Bild
zu bleiben: Der Bundesrat sollte die Automarke
wechseln. Die folgenden Betrachtungen befassen
sich mit der Institutionenfrage. Dass die EU zu
einer Einschränkung der Personenfreizügigkeit
Hand bieten könnte, ist auszuschliessen.

Fehlüberlegungen der Schweiz

Seit 2008 drängt die EU die Schweiz, zur besseren
Durchsetzung der bilateralen Verträge der Ein-
richtung eines Überwachungs- und Gerichtsme-
chanismus zuzustimmen. Die Europäische Kom-
mission regte an, die Schweiz solle entweder einen
zweiten EWR-Anlauf nehmen oder, falls sie bei
ihrem sektoriellen Ansatz bleiben will, bei den
Institutionen des Efta-Pfeilers des EWR – Efta-
Überwachungsbehörde (ESA) und Efta-Gerichts-
hof – andocken. Letzteres in der Meinung, dass die
Schweiz in den sie betreffenden Fällen ein ESA-
Kollegiumsmitglied und einen Richter am Efta-
Gerichtshof stellen könnte.

Die Fachwelt staunte, als der schweizerische
Chefunterhändler im Frühjahr 2013 seinem EU-
Pendant die Offerte machte, die Schweiz könnte
den EuGH, das Gericht der Gegenpartei, als Ent-
scheidungsinstanz anerkennen. Dahinter standen

folgende Erwägungen: Das Efta-Andock-Modell
würde bedeuten, dass die ESA die Kompetenz zur
Überwachung der Schweiz hätte und gegebenen-
falls ein Vertragsverletzungsverfahren vor dem
Efta-Gerichtshof anstrengen könnte. Verlöre die
Schweiz, so wäre sie verpflichtet, das Urteil umzu-
setzen. Gewänne sie, so wäre die Sache mit Wir-
kung für alle Beteiligten – auch die EU – erledigt.

Hier machte der Bundesrat eine erste Fehlüber-
legung. Er nahm an, die Urteile des Efta-Gerichts-
hofs seien nur für die Efta-Staaten verbindlich.
Richtig ist, dass der Efta-Gerichtshof nur für die
Efta-Staaten zuständig ist; seine Urteile entfalten
aber Rechtskraft für jedermann, die Efta-Staaten,
die EU und Private. Es wurden also Zuständigkeit
und Urteilswirkungen verwechselt.

Hinzu kam eine falsche Einschätzung der
möglichen Rolle des EuGH. Die Kompetenz zur
Beilegung von Konflikten sollte beim jeweiligen
Gemischten Ausschuss verbleiben. Falls keine
Einigung zustande käme, sollte die Möglichkeit
bestehen, den EuGH anzurufen. Zwar könnte die
EU-Kommission – anders als im EWR, wo die
Efta-Seite zustimmen muss – einseitig an den
EuGH gelangen. Das schade aber nicht, weil die
Kommission das kaum je tun werde. Sollte sie
trotzdem einmal klagen, so bleibe der Gemischte
Ausschuss allein zur Entscheidung befugt, der
EuGH erstatte lediglich ein unverbindliches
«Gutachten». Falle das Gutachten zuungunsten
der EU aus, werde sich diese trotzdem daran
gebunden fühlen, falle es dagegen zuungunsten
der Schweiz aus, so bleibe diese frei, sich daran zu

halten oder nicht. Gegebenenfalls werde sie bei
Nichtbefolgung Nachteile bis zumDahinfallen des
entsprechenden Abkommens in Kauf zu nehmen
haben.

Eine dritte Fehlüberlegung machte Bern bei der
Überwachung. Anders als beim Andocken, so
wurde gesagt, unterstehe die Schweiz beim EuGH-
Modell keiner förmlichen Überwachung. Tatsäch-
lich würde die EU-Kommission aufgrund ihres ein-
seitigen Klagerechts zur (zumindest faktischen)
Überwachungsbehörde der Schweiz. Im Übrigen
ist die Behauptung, beim Andocken wären 100
neue Überwacher allein für die Schweiz notwen-
dig, aus der Luft gegriffen. Insider sprechen beim
heutigen Stand der sektoriellen Verträge von einer
niedrigen einstelligen Zahl Beamter.

Im Dezember 2013 gelang es dem Bundesrat,
die Zustimmung zu einem Verhandlungsmandat
auf Basis des EuGH-Modells zu erhalten. Die EU-
Kommission aber kann kein Modell akzeptieren,
das die Rechtsverbindlichkeit der Urteile des
EuGH nicht garantiert. Andernfalls riskiert sie,
dass der EuGH, dem ein Institutionenabkommen
zur Genehmigung vorzulegen ist, den Vertrag als
unzulässig bezeichnet. Das folgt bereits aus dem
ersten EWR-Gutachten 1/91 des EuGH.Damit be-
findet sich der Bundesrat in einem Dilemma:
Bleibt er bei seiner Bedingung, die Entscheidun-
gen des EuGH dürften blosse «Gutachten» sein, so
kann er kein Institutionenabkommen abschliessen.
Stimmt er dagegen einem Abkommen zu, das die
Verbindlichkeit der Sprüche des EuGH fest-
schreibt, so kann er sein Versprechen an das Volk

nicht halten. Aber selbst wenn er einem Abkom-
men zustimmen sollte, das EuGH-Urteile als ver-
bindlich bezeichnet, so wäre keineswegs sicher,
dass der EuGH dazu Ja sagen würde. Auch dann
bliebe das Verfahren imGemischten Ausschuss ein
politisches Prozedere, und dass der EuGH, der
oberste Hüter des Rechts in der EU, bereit wäre,
Teil eines solchen zu sein, darf bezweifelt werden.

Mandat anpassen

Dass der Versuch, die politische Streitbeilegung so-
zusagen mit dem «Nebenelement EuGH» beizube-
halten, Erfolg haben wird, ist unwahrscheinlich.
Rechtlich saubere Lösungen lassen sich nur dann
erreichen, wenn ein Staat von einer supranationa-
len Überwachungsbehörde beaufsichtigt wird, die
bei einem supranationalen Gericht Vertragsverlet-
zungsklage erheben kann. Die Schweiz kommt
nicht darum herum, das Verhandlungsmandat an-
zupassen. Alsdann stellt sich die Frage, ob die
Schweiz ein Mitglied der Behörde und einen Rich-
ter am Gerichtshof stellen kann. Bei der EU-Kom-
mission und beim EuGH ist das ausgeschlossen.
Ob es bei der ESA und beim Efta-Gerichtshof
möglich ist, müsste durch Verhandlungen mit
Island, Liechtenstein und Norwegen geklärt wer-
den. Bei der Wahl des neuen Chefunterhändlers
hat der Bundesrat Gelegenheit, auf diese Zusam-
menhänge Rücksicht zu nehmen.
.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. .

Carl Baudenbacher ist Präsident des Efta-Gerichtshofs.

Mit dem
Rasenmäher

Alle sollen zu einer gesunden Bundeskasse
beitragen. Von Marcel Amrein

Im Juni hat das Parlament das letzte Sparpaket
unter Dach und Fach gebracht, und bereits steht ein
neues an: Bis zu eineMilliarde Franken möchte der
Bundesrat in den Jahren 2017 bis 2019 einsparen,
um angesichts ernüchternder Einnahmenprogno-
sen die Schuldenbremse einzuhalten. Zudemwill er
im Budget 2016 die Ausgaben um 4 Milliarden
Franken gegenüber dem Finanzplan drücken. Hin-
ter dieser eindrücklichen Zahl verbirgt sich aber
ein blosses Nullwachstum. Angesichts der noch
negativen Teuerung und der erklecklichen Zu-
wachszahlen der letzten Jahre erschiene es nicht
vermessen, einen grösseren Effort zu erwarten.

Doch wie schwierig es Sparbemühungen haben,
sah man bei den jüngsten Budgetberatungen und
besonders beim beschlossenen Sparprogramm,
demKonsolidierungs- undAufgabenüberprüfungs-
paket (KAP), für welches das Parlament über zwei
Jahre benötigte. Das neue Paket wird deutlich hap-
piger sein. Weil aber auch die Lage weit ernster ist,
darf man auf eine gewissenhaftere Behandlung
hoffen. Wesentlich für den Erfolg wird überdies
sein, ob die Regierung von Beginn weg die Opfer
möglichst breit und gleichmässig verteilt.

Sparen lässt sich auf zwei Arten: mit linearen
Kürzungen, dem «Rasenmäher», oder mit einer
durchdachten Prioritätensetzung, die beispielswei-
se die unterschiedliche Wirtschaftlichkeit der ein-
zelnen Aufgabengebiete berücksichtigt. In einer
idealen Welt wäre die Prioritätensetzung besser.
Doch die vergangenen Jahre zeigten eindrücklich,
wie vehement die einzelnen Interessenvertreter
überall auf Finanzdisziplin pochen, das eigene
Gärtchen aber ausnehmen wollen – die Bauern
waren nur am unverfrorensten und erfolgreichsten,
aber längst nicht allein. Ausnahmen machen Lust
auf weitere Ausnahmen. Ein Sparpaket hat dann
am meisten Chancen, einigermassen intakt zu blei-
ben, wenn es von Anfang an möglichst alle in ver-
gleichbarem Umfang betrifft.

Aber Opfersymmetrie herzustellen, ist nicht
einfach. Die gebundenen Ausgaben sollen laut
Bundesrat nur einen Fünftel zum Sparpaket beitra-
gen, dabei machen sie weit mehr als die Hälfte des
Haushalts aus. Weil sich hier nur schwer sparen
lässt, ist es so diffizil, die Dynamik der stets steigen-
den Bundesausgaben zu brechen. Doch umso grös-
ser müssen die Anstrengungen sein, auch die ge-
bundenen Posten anzupacken. Nur so lässt sich ein
breit abgestütztes und akzeptiertes Paket schnüren.

Eine knifflige
Aufgabe wartet
Die Kantone beurteilen Harmos zu Recht
als positiv. Von Michael Schoenenberger

Die Konferenz der kantonalen Erziehungsdirekto-
ren (EDK) zieht neun Jahre nach der Annahme
der Bildungsartikel in der Bundesverfassung eine
positive Bilanz der Harmonisierung der Volks-
schule. Tatsächlich wurde in dieser Zeit viel er-
reicht. Das gilt es zu würdigen, umsomehr in einem
Land, das gerade in Angelegenheiten der Volks-
schule einen ausgeprägten und berechtigten Föde-
ralismus lebt. Das Grundziel aller Harmonisierung
ist – mit einer Ausnahme – erreicht: Verlagert eine
Familie mit Kindern ihren Lebensmittelpunkt in
einen anderen Kanton, hat das lernende Kind
keine gravierenden Nachteile für seine schulische
Vita mehr zu gewärtigen. Mobilität wird heute in
der Schweiz nicht mehr bestraft.

Die unschöne Ausnahme ist der Sprachenunter-
richt. Zwar ist der EDK zu attestieren, dass sie
auch in dieser Frage mehr zustande gebracht hat,
als einige erwartet haben. Das Modell 3/5 mit zwei
Fremdsprachen in der Primarschule ist in 23 Kan-
tonen etabliert oder ist auf gutemWeg. Doch ideal
ist dieses Modell, bei aller Wertschätzung für einen
mühsam zustande gebrachten Kompromiss, natür-
lich nicht. Aus der Optik der Lernenden bleiben
störende Differenzen. Sie haben bei einem Umzug
nach wie vor möglicherweise jahrelangen Sprach-
unterricht nachzuholen. Zudem gibt es Unsicher-
heiten: Wie der Kanton Thurgau den Sprachen-
unterricht regeln wird, ist derzeit offen.

Von einemFlickenteppich zu reden, ist übertrie-
ben. Auf den federführenden, frankofonen Bun-
desrat Alain Berset kommt indessen eine knifflige
Aufgabe zu. Zu klären ist, was in der Sprachen-
frage unter Zielerreichung genau zu verstehen ist.
Welche Haltung nimmt der Bund ein, wenn die
Thurgauer ein Konzept vorlegen, das «beweist»,
dass seine Schüler am Ende der obligatorischen
Schulzeit besser Französisch können als Kinder aus
anderen Kantonen, weil sie zum Beispiel in der
Summe wesentlich mehr Unterricht genossen ha-
ben oder die Lehrpersonen besser geschult worden
sind? Staatspolitisch gesehen machte dann der
Kanton Thurgau seine Aufgabe besser als andere
Kantone, einfach zu einem späteren Zeitpunkt.

Doch prinzipiell gilt die Feststellung: Für ein
Land wie die Schweiz bleibt es wünschenswert,
dass Kinder in der Primarschule Kontakt zu einer
zweiten Landessprache haben. Das sollte nicht nur
von den Nidwaldnern, sondern gerade auch am
Bodensee eingesehen werden.

Wer hat Angst vor Griechenland?
Die von Athen beschworene Ansteckungsgefahr im Euro-Raum oder ein Absturz der Börsen
zeichnet sich bis jetzt nicht ab.DieMärkte reagieren besonnen – zuRecht.VonMichaelRasch

Die griechische Schuldenkrise wird an den Finanz-
märkten sehr aufmerksam verfolgt. Sie hält nicht
nur Vertreter des heissen Geldes in Atem, die kurz-
fristigen Spekulationen nachjagen, sondern auch
mittel- bis langfristige Anleger. Ausser Atem ist
aber wohl niemand. Nachrichten zum Stand des
Feilschens oder über neue Finten der unberechenba-
renAthener Regierung lassen zwar dieKurse an den
Aktienmärkten schnell einmal um 3 bis 5 Prozent
schwanken. Doch aus heutiger Sicht besteht kaum
die Gefahr eines Crashs oder einer systemischen
Krise, wie sie nach demKollaps der Investmentbank
Lehman Brothers entstanden ist. Trotz der höheren
Volatilität schauen viele Marktteilnehmer eher ge-
lassen auf das Treiben in Athen und Brüssel. Dafür
gibt es einige Hinweise und gute Gründe.

Finanzielle Götterdämmerung

Erstens büssten amMontag, als dieWahrscheinlich-
keit einer finanziellen Götterdämmerung und eines
Austritts von Griechenland aus der Währungsunion
(Grexit) zur Überraschung vieler so hoch war wie
nie zuvor, die grossen Aktienindizes nur rund 2 bis 5
Prozent ein. Der Euro erlebte einen volatilen Han-
delstag, schloss am Ende aber zum Dollar fester.
Dazu passt, dass gemäss Umfragen fast zwei Drittel
der Marktteilnehmer den Euro durch einen Grexit
gestärkt sehen, wogegen ein fauler Kompromiss aus
ihrerWarte denEuro schwächen würde. Und an den
Anleihemärkten erhöhte sich zwar die Rendite-
differenz zwischen deutschen Staatsanleihen und
solchen von Spanien, Italien und Portugal, jedoch
vergleichsweise wenig. Ansteckungsgefahr lässt sich
hieraus noch keine ableiten.

Zweitens ist die Höhe der privat gehaltenen grie-
chischen Staatsanleihen mittlerer und längerer
Laufzeiten mit rund 39 Milliarden Euro relativ ge-
ring. Dazu kommen Papiere (T-Bills) über 15 Mil-
liarden Euro mit einer kurzen Laufzeit, die bei grie-
chischen Banken liegen. Soweit bekannt ist, gibt es
keine Banken, Versicherungen, Anlagefonds oder
sonstige private Unternehmen, die einen nur an-
nähernd bedrohlichenAnteil an griechischen Schul-
den im Portfolio haben. Drittens findet die Eskala-
tion der Krise in einem robusten Umfeld statt. In
den USA ist das Wachstum ordentlich, und auch in
der Euro-Zone mehren sich die Zeichen einer wirt-
schaftlichen Erholung.

Viertens ist die Ansteckungsgefahr für andere
Mitglieder der Euro-Zone inzwischen sehr viel ge-
ringer als 2012. Sie liegt laut einer weiteren Um-

frage von Sentix aus Sicht der Marktteilnehmer fast
auf rekordtiefem Niveau, obwohl diese im Durch-
schnitt der Ansicht sind, dass über 70 Prozent der an
Griechenland vergebenen Kredite verloren sind.
Ob Grexit oder weitere Hilfsmilliarden, Rating-
Agenturen gehen davon aus, dass es durch die Grie-
chenland-Krise keine wie auch immer geartete Ge-
fahr für die Bonität anderer Euro-Länder gibt. Ein
Ausfall der griechischen Kredite würde die Staats-
haushalte nicht sofort in voller Höhe belasten, son-
dern über viele Jahre. Zudem hat sich die Finanz-
architektur in der Euro-Zone stabilisiert, und die
Vernetzung mit Griechenland ist geringer gewor-
den. Fünftens birgt das Mittelmeerland ökonomisch
gesehen mit einem Anteil am Bruttoinlandprodukt
der Euro-Zone von 1,8 Prozent und der EU von 1,3
Prozent für das grosse Ganze kaum Risiken. Auch
deswegen hinken Vergleiche mit Lehman Brothers,
die seinerzeit eine der grössten und ammeisten ver-
netzten Investmentbanken der Welt war.

Medizin gegen Ansteckungsgefahren

Sollte es dennoch Ansteckungssignale geben, steht
sechstens der Europäische Stabilitätsmechanismus
(ESM) mit einer Feuerkraft von maximal 500 Mil-
liarden Euro parat, die durch die EZB noch vergrös-
sert werden könnte. Auch das laufende Anleihe-
kaufprogramm der EZB über 60 Milliarden Euro
monatlich könnte dazu beitragen, Ausschläge bei
den Renditen früherer Krisenländer zu dämpfen.
Ferner sind auch andere Notenbanken alert. So
könnte das amerikanische Fed eine Zinserhöhung
auf später verschieben oder in China die Zentral-
bank den Märkten mehr Liquidität verschaffen.
Und siebtens sind in einschlägigen Aktien- und An-
leiheindizes griechische Wertpapiere kaum noch
vertreten. Insofern sind auch hier die Verlustpoten-
ziale für Anleger minimal.

Viele Bankstrategen erachten etwaige Kursver-
luste wegen negativer Meldungen über den Schul-
denstreit eher als Kaufgelegenheit für riskante
Wertpapiere wieAktien. Sie rechnenmit steigenden
Kursen auf mittlere Sicht, auch in Europa. Für den
Euro könnte sich Griechenland immer mehr zum
Non-Event entwickeln. Es wäre aber zu früh, das
Thema Grexit und die möglichen Folgen gänzlich
abzuhaken. In Krisen besteht immer die Gefahr
nichtlinearer Entwicklungen mit unberechenbaren
Konsequenzen. Doch derzeit spricht vieles dafür,
dass die Börsen das Schauspiel nach demMotto ver-
folgen: Wer hat Angst vor Griechenland?


